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Scoping gemäß § 15 UVPG für das Vorhaben „HYBOR – Hydrogen Bobbau–Rückersdorf 
Leitung“ 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit nimmt der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e.V., 
als anerkannte Umwelt- und Naturschutzvereinigung Stellung zur Festlegung des Untersuchungsrah-
mens (Scoping) gemäß § 15 UVPG für das Vorhaben „HYBOR – Hydrogen Bobbau–Rückersdorf Lei-
tung“. Die geplante Wasserstoffpipeline (DN 500) zwischen Bobbau (Sachsen‑Anhalt) und Rückersdorf 
(Thüringen) ist Teil des Deutschen Wasserstoff‑Kernnetzes und damit ein großräumiges, raumbedeut-
sames Infrastrukturvorhaben mit potenziell erheblichen Auswirkungen auf Natur und Landschaft.  

Wir erkennen die Bedeutung eines leistungsfähigen Wasserstofftransportnetzes für die Energie‑ und 
Klimapolitik grundsätzlich an und unterstützen das Ziel, den Umbau des Energiesystems zukunftsfähig 
zu gestalten. Zugleich ist für die Akzeptanz und die rechtliche Bestandskraft eines Vorhabens dieser 
Größenordnung eine umfassende, methodisch belastbare Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) uner-
lässlich. Aus Sicht des BUND Sachsen muss der Untersuchungsrahmen so ausgestaltet werden, dass 
alle erheblichen Umweltauswirkungen – einschließlich Alternativen, kumulativer Effekte und langfristi-
ger Folgewirkungen – sachgerecht ermittelt und bewertet werden können.  

Wir haben die von der Landesdirektion bereitgestellten Unterlagen geprüft und bitten, bei der Fest-
legung des Untersuchungsrahmens nach § 15 UVPG folgende Punkte zu berücksichtigen: 

1. Untersuchungsraum und Methodik 

Wir regen an, den Untersuchungsraum so festzulegen, dass er über den unmittelbaren Trassenkorridor 
hinaus auch die funktionalen ökologischen Zusammenhänge umfasst. Hierzu zählen insbesondere 
Biotopverbundachsen, relevante Gewässernetze, Natura‑2000‑Gebiete sowie weitere Schutzgebiete und 
wertvolle Landschaftsräume.  

Zugleich bitten wir um eine klare Festlegung der fachlichen Standards und Leitfäden, nach denen die 
UVP, die FFH‑Prüfung und die artenschutzrechtlichen Untersuchungen durchzuführen sind (z.B. Hin-
weise von BfN, LAI und LfULG, aktuelle F+E‑Vorhaben zum Leitungsbau). Diese Standards sollten im 
Untersuchungsrahmen benannt werden, um eine fachlich einheitliche und nachvollziehbare Vorgehens-
weise sicherzustellen.  
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2. Artenschutz (§ 44 BNatSchG, FFH‑Arten) 

Wir bitten, im Untersuchungsrahmen mehrjährige und saisonal abgestimmte Kartierungen für streng 
und besonders geschützte Arten sowie weitere relevante FFH‑Arten festzulegen. Dies betrifft insbeson-
dere Brut‑ und Rastvögel, Fledermäuse, Amphibien, Reptilien sowie weitere naturschutzfachlich bedeut-
same Artengruppen. Die Erfassungen sollten sowohl im Trassenkorridor als auch in funktional verknüpf-
ten Bereichen (z.B. Jagdhabitate, Laichgewässer, Winterquartiere) erfolgen.  

Zudem sollte ausdrücklich vorgesehen werden, Bau‑ und Betriebsphasenwirkungen (Bauzeiten, Lärm, 
Beleuchtung, Bauverkehr) in sensiblen Perioden (Brut‑, Balz‑, Laichzeiten etc.) zu berücksichtigen und 
ein Vermeidungs‑ und Minimierungskonzept zu entwickeln. Dazu gehören u.a. geeignete Bauzeitfenster, 
ein naturschutzgerechtes Schutzstreifenmanagement und der Grundsatz, Umsiedlungsmaßnahmen nur 
als ultima ratio nach umfassender Alternativenprüfung zuzulassen.  

3. Natura 2000, Schutzgebiete und Biotopverbund 

Wir regen an, im Rahmen des Untersuchungsrahmens eine vollständige Erfassung aller betroffenen oder 
potenziell berührten Natura‑2000‑Gebiete (FFH‑ und Vogelschutzgebiete), Naturschutz‑ und Land-
schaftsschutzgebiete, gesetzlich geschützten Biotope sowie überregional bedeutsamen Biotopverbun-
dachsen festzulegen.  

Für die Trassenfindung und ‑bewertung sollte eine systematische Variantenprüfung vorgesehen werden, 
mit dem Ziel, Querungen oder Beeinträchtigungen solcher Gebiete möglichst zu vermeiden oder deutlich 
zu minimieren. Die verschiedenen Alternativkorridore sind nachvollziehbar darzustellen und ihre Bewer-
tung aus naturschutzfachlicher Sicht zu begründen; die Wahl einer Vorzugsvariante ist entsprechend 
transparent zu dokumentieren.  

4. Trassenwahl, Bündelung und Alternativen 

Wir bitten, die Prüfung der Trassenwahl ausdrücklich auf die Möglichkeiten der Bündelung mit vorhan-
dener technischer Infrastruktur zu erstrecken. Insbesondere die Mitführung entlang bestehender Leitun-
gen sowie von Straßen‑ und Schienenachsen sollte – soweit naturschutzfachlich verträglich – vorrangig 
untersucht werden, um zusätzliche Zerschneidungen und neue Barrieren in der Landschaft zu vermei-
den.  

Darüber hinaus regen wir an, raumordnerische und naturschutzfachliche Alternativen systematisch zu 
betrachten, einschließlich Umgehungen besonders sensibler Räume wie Feuchtgebiete, Schutzwälder, 
großräumige Offenland‑Brutgebiete und bedeutende Zugkorridore von Vogel‑ und Fledermausarten.  

5. Bauverfahren, Boden und Gewässer 

Wir halten es für erforderlich, im Untersuchungsrahmen bodenschonende Bauverfahren und ein konse-
quentes Boden‑ und Humusmanagement zu verankern. Dies umfasst u.a. die Minimierung von Flächen-
abtrag, Maßnahmen zur Vermeidung von Verdichtung, wirksamen Erosionsschutz sowie klare Vorgaben 
zur Wiederherstellung von Grünland, Ackerflächen und besonders wertvollen Sonderlebensräumen.  

Bei Gewässerquerungen regen wir an, den bevorzugten Einsatz grabenloser Verfahren (z.B. Horizontal-
bohrung/HDD) festzuschreiben und strenge Vorgaben zum Schutz von Grundwasser, Oberflächenge-
wässern und Ufervegetation aufzunehmen. Hochwasser- und Auefunktionen sind bei Planung und Bau-
ablauf ausdrücklich zu berücksichtigen.  

6. Kumulative Wirkungen und Vorbelastung 

Wir bitten darum, im Untersuchungsrahmen eine belastbare Methodik zur Erfassung und Bewertung 
kumulativer Wirkungen festzulegen. Hierbei sollten andere laufende und geplante Projekte im Untersu-
chungsraum (weitere Leitungen, Verkehrswege, Wind‑ und PV‑Vorhaben etc.) einbezogen werden, ins-
besondere im Hinblick auf Arten mit großen Aktionsräumen und bereits vorbelastete Landschafts-
räume.  
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Die zusätzliche Zerschneidungs‑ und Störungswirkung der HYBOR‑Leitung ist vor dem Hintergrund 
bestehender Vorbelastungen zu bewerten. Gleichzeitig sollten Maßnahmen entwickelt werden, die einer 
weiteren Fragmentierung entgegenwirken und den Biotopverbund stärken (z.B. gezielte Aufwertungs‑ 
und Vernetzungsmaßnahmen im Umfeld der Trasse).  

7. Monitoring und Nachsteuerung 

Schließlich regen wir an, im Untersuchungsrahmen ein verbindliches Monitoring‑Konzept für zentrale 
Schutzgüter (Arten, Biotope, Boden, Gewässer) vorzusehen, um die Wirksamkeit der vorgesehenen Ver-
meidungs‑, Minderungs‑ und Kompensationsmaßnahmen zu überprüfen.  

Zugleich sollte eine Regelung zur Nachsteuerung („adaptive Maßnahmenplanung“) vorgesehen werden, 
die greift, wenn das Monitoring zeigt, dass die tatsächlichen Beeinträchtigungen höher ausfallen als 
prognostiziert. Auf dieser Grundlage müssen erforderlichenfalls zusätzliche oder angepasste Maßnah-
men ergriffen werden können, um die Schutzziele zu erreichen.  

Zusammenfassende Bewertung und Bitte 

Aus Sicht des BUND Sachsen erfordert ein Vorhaben der Größenordnung und Bedeutung der 
HYBOR‑Wasserstoffleitung einen Untersuchungsrahmen, der sowohl dem Vorsorgeprinzip als auch den 
Anforderungen an eine rechtssichere UVP gerecht wird. Die sorgfältige Ermittlung und Bewertung der 
Umweltauswirkungen liegt nicht nur im Interesse des Naturschutzes, sondern auch im Interesse einer 
hohen Planungs‑ und Investitionssicherheit für Vorhabenträger und Behörden.  

Wir bitten Sie daher, die oben genannten Hinweise bei der Festlegung des Untersuchungsrahmens nach 
§ 15 UVPG zu berücksichtigen und uns das Ergebnis des Scoping‑Verfahrens zu übersenden.  

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


